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^ 2lB " " °
. Samstag, de« 13. September 1919 162. Jahrgang

Die LandwirttckE und die
^ vangsbewirttckaktung.

« „ spräche des Herrn Ministers Remmele in der Zusammen ,
kunft mit den Vertretern der badischen Landwirtschaft rm Land«

tagsgebäude in Karlsruhe am 8. Septemver 1919.

Minister des Innern Remmele eröffnete die Besprechung
kurz nach )44 Uhr und führte aus :

Meine sehr geehrten Herren ! Namens des ^Ministeriums
- ec- Innern begrüße ich Sie recht herzlich. Wir

^
wurden

seibsjnerständlich gern Abstand davon genommen haben , Sre
in einer Jahreszeit nach Karlsruhe zu brtten , rn der me
Landwirte gewohnt sind, zu Hause hinter der Arbeit her zu
sein . Das Gebot der Stunde jedoch, das stch vor unseren
Augen in einem furchtbaren Ernst aufrollt , machte es un-'
umgänglich notwendig, die Vertreter der Landwirtschaft unt^
die sonst berufenen Organe zu einer Aussprache einzuladen .
Sie soll Klärung bringen über eine Reihe von Mißverständ¬
nissen , die draußen offenbar im Lande verbreitet sind .

Der Landesbauernrat hat uns unter dem 29 . August eine
Darstellung zugehen lassen, in der er auf die außerordentliche
Erregung bei der Landbevölkerung aufmerksam macht. E»
wirs in dieser Darlegung davon gesprochen , die Landbevölke¬
rung sei zum Teil erbittert über die Art der Agitation , die
sich zurzeit draußen auf dem Lande abspiele, dann aber auch
darüber , daß in den Städten die revolutionäre Bewegung nicht
zur Ruhe kommen wolle . In den Städten arbeite man
8 Stunden , und diese 8 Stunden auch nicht in dem Maße » wie
man es vom Standpunkte der allgemeinen Bcllkswirtschast auS
erwarten dürfe . Diese Erscheinung in den Städten löse nun
auf dem Lande die gegenteilige, oder, wenn ich es richtig
auödrücken will : die gleiche Erscheinung aus , daß hier auch
das Bedürfnis , die Mehrarbeit und die überarbeit entspre¬
chend bezahlt zu bekommen, wach werde, mit anderen Worten :
d«s Bedürfnis «ach einer erhebliche« Preissteigerung der

landwirtschaftlichen Produkt «
geltend wird. Der Landesbauernrat erklärte seinerseits er
habe versucht , landauf » landab , die Landwirte zu bestimmen^
die Mußvorschristen, die nun einmal für die öffentliche
Zwangswirtschaft bestehen, zu beachten, so lange die Behör¬
den die Aufhebung demselben im allgemeinen nicht anordnrn
können. Im Anschluß an diese allgemeinen Bemerkungen
sind dann die Forderungen der Bauernräte angefügt , üb«
me im einzelnen zu sprachen ich mir bei dieser Gelegenheit
zunächst nicht erlauben möchte . Aus den Eingaben , und zwar
auS einer ganzen Anzahl Eingaben , hervorgegangen aus Ver¬
sammlungen der Landwirte im Hinterlande und im Ober¬
lande und auch in Mittelbaden , gehen gleiche Befürchtungen
über den Zusammenbruch der Zwangswirtschaft hervor , und
andererseits werden aus solchen Versammlungen Forderun¬
gen erhoben, die darauf hrnauSlaufen ,

die jetzt «och bestehende Zwangswirtschaft vollstSndig a»f-
z«heben.

Ich kann nicht alle Eingaben dieser Art hier aufführen .
Ich greif« nur einige wenige heraus , um Ihnen ein kurze»
Bild zu geben, im Zusammelchang, üb« die Borkommmsse
im S ' nde und über die Entwicklung dieser Bewegung . In
einer Eingabe , die von Boxberg kommt, wird gesagt :

1. Nachdem die Selbstversorger -Organisation in ein« dem
Normalberbrauch genügenden Höhe festgesetzt ist, erscheint die
weitere zwangsweise Erfassung des Brotgetrei¬
de » als unnötig .

2. Zur Aufrechterhaltung eines normalen BiehstftndeS und
einer für den Hausbedarf genügenden Schweinezucht sowie
zur Geflügelhaltung soll die erforderliche Menge Autter -
getreide freigegeben werde«.

8. ES ist die Übernahme der Mühlen alsdann eine
Unnütze Geldverschwendung und könnte hiernach wegfallen .

4. Wir werden, wie schon bisher , im Bezirk Boxberg den
gesamten Mehrertrag abliefern und, wie jeden Schleichhandel,
so auch namentlich den in Getreide und Mehl bekämpfen.

5. Aie Zwangsbewirtschaftung der Kartof¬
fel n ist im Falle einer guten Ernte aufzuheben . Auf
jeden Fall sind Landwirte mit einer offenen Anbaufläche unter
2 Hektar von der Zwangsbewirtschaftung zu entbinden . Die
Höchstpreise für landwirtschaftliche Erzeugnisse sind unter Be¬
rücksichtigung der Preisveränderung wichtigsten Gebrauchs -
und Verbrauchsgegenstände, sowie der Arbeitslöhne ange¬
messen zu gestalten.

6. Da wir Landwirte nicht nur verkaufende Produzenten ,
sondern auch einkaufende Konsumenten sind, verlangt die Gr -
rechtigkeit , daß bei Festsetzung der Preise im landständi -
schen Ernährungsbeirat die Konsumenten und Pro¬
buzenten in gleicher Stärke vertreten sind . Wir erwarten ,
daß die Regierung diesem Beschluß des LandesbauernrateS
endlich Folge leistet.

7 . Wird dann in etwas längeren Sätzen der Standpunkt
und die Auftastung des Landesbauernrats zu den Vorkomm¬
nissen in den Städten dargelegt und dabei gesagt : «Wir rich-

an die streikende Arbeiterschaft den dringenden Appell,
^ auf den Ernst der Zeit und die auch für sie bestehende
Gewissenspflicht zur Arbeit zu besinnen . Von der Regierungerwarten wir, daß sie mit kraftvoller Festigkeit jeglich«
Etreikhetze entgegentritt , die Unterstützung mut¬
willig Erwerbsloser unterbindet und auf die
Hebung der Arbeitsamkeit, Sparsamkeit und Gewissenhaftig¬keit energisch bedacht ist."

8. Die Wiedereinführung der Wirtschaft » -rar e ist eine höchst beschwerliche und unnötige Sache, deren
Al

°h die aufzuwendende Arbeit niemals lohnt . Wir be-
Scheren uns ausdrücklich über diese lästige und kostspielige» » - nahm«.

Aus einem Versammlungsbericht aus Epp in gen ersehenwir, daß dort in einer Versammlung , die von 600 Land¬wirten besucht war» ähnliche Auffassungen vertreten worden
sind und in einer Resolution folgendes gesagt wird : i

Die am Sonntag , den 31. August, von so und so vielen
Personen besuchte Versammlung nimmt Stellung zu der
bevorstehende« zwangsweisen Bewirtschaftung landwirt¬
schaftlicher Erzeugnisse. Sie erblickt in der Zwangs¬
wirtschaft einen schweren Eingriff in den
landwirtschaftlichen Betrieb , der die Produk¬tion erheblich schädigt und seinen Zweck, eine gerechte und
gleichmäßige Verteilung der notwendigen Lebensmittel
unter Erhaltung angemessener Preise herbeizuführon , nicht
erfüllt . Hamsterei und Schleichhandel haben das Sy¬
stem derartig durchbrochen , daß die Behörden nicht mehrin der Lage sind, die bestehenden Bestimmungen durchzu»
sichren. Die Versammlung verlangt , daß man zur Her ,
Verführung eine» RechtSzustandeS, dessen Aufrechterhaltung
möglich ist, und zur Gesundung der Produktion die rest-
lose Aufhebung der Zwangswirtschaft usw. usw.

In einer Eingabe au» dem Kommunalverband Emmen¬
dingen sind etwa die gleichen Forderungen vertreten , wie
ich sie von Boxbera verlese» habe, und dann im speziellen
Forderungen hinsichtlich der Preisgestaltung erhoben . Es
soll Getreide um 10Vbi» IM M . erhöht werden , Früh¬
kartoffeln um 20 bi» 80 M ., Spätkartoffeln umIS bis 20 M . usw. An ein« Stelle wird gefordert : Auf¬
hebung der Zwangswirtschaft mit gewissen Einschränkungenbei Brot , Getreide und Necsch . „Wir fordern freie Sekbst-
bewirtschaftung, um so in Stand gesetzt zu sein, auch tat¬
sächlich die zunächst Bedürftigen , d. h. diejenigen des Rom-
munalverband -Distrikt» Emmendingen , zu befriedigen .

"
Wie diese Dinge nun in den Versammlungen , die zumTeil durchaus normal und zufriedenstellend verlaufen , mit¬

unter auch einen anderen Weg nehmen, dafür zum Schluffe
noch einen kurzen Bericht au» der «Offenourger Zeitung '',in der über eine Versammlung in Urloffen u. a . folgende»
gesagt wird seS wird vorausgeschickt , daß zwei Versammlun¬
gen stattgefunden hatten ) :

Beide Versammlungen waren gut besucht , und beide Male
kam e» zu einer ziemlich erregten Aussprache über Kommu¬
nalverband und Zwangswirtschaft Die Redner benutzten die
Gelegenheit und nutzten die Situation für ihre Zwecke auS und
hetzten die Bauern in geradezu unverantwort¬
licher Weise gegen die bestehende Ordnung auf . Man
scheute auch nicht davor zurück , den Bauern direkte Lügenvorzutraaen ; denn» wenn henk gesagt wird, den Bauern
gehe es schlecht , so wird mir jeder rechtdenkende Bau « sagen :Da » ist eine Lüge. Wenn gesagt wird, die bestehenden
Bauernorganisationen hätten sich um die Bauern nicht ge-
kümmert, so ist da» abermals eine Lüge. Die Art und
Weise, wie in den beiden Versammlungen vorgegangen wurde ,heißt :

Spartakus ans» Land trag« ,
da » Land gegen die Stadt mobil machen. Da » ist ein ver¬
derbliche» Unternehmen, bei dem unsere Landwirtschaft am
schlechtesten wegkommt. Ihr Bauer », da» find nicht eure
Freunde , die euch aushetzen! usto . usw. — Ich muß bemerken,daß gerade in jener Gegend im Oberland « m anderen Ver¬
sammlungen die Forderungen der Landwirtschaft oder eines
Teil » der Landwirte ganz energisch vertrete » worden find. —
Ich will mich nun zunächst

vom Stanvpnnkt« der « eziernn, au»
zu der vorgetragenen Auffassung hinsichtlich der Borkomm,
nisse in den StAäea kurz äußern : E» ist durchaus richtig, daß
nach dem Zusammenbruch im Anschluß an den verlorenen
Krieg die Verhältnisse in der Industrie ' und im GeweiLe
außerordentlich trostlos waren und daß auch heuw noch eia
große» Manko in der Arbe>tSbetätigung besucht. Wir können
aber — wie uns übereinstimmend nicht nur von außerhalbdes engeren Vaterlands », sondern KNbesondere auch von
Mannheim , gemeldet wird, sagen, daß erfreulicherweise in
der Industrie , auchVu der großen Industrie »

die Arbeitslust i» de» letzte» Woche» stetig gewechsen ist.
In den Fabriken, in denen nach Ausbruch der Revolution

politische Versammlungen über politische Vevsammlungen
abgehalten wurden, in Lenen sehr radikale Forderungen ver¬
treten worden find, ist e» mit der Zeit ruhig geworden . Wir
haben eine ganze Anzahl Fabrikbetriebe, m denen e» die
Arbeiter sogar von sich au » fürderhin ablehuen » Versamm¬
lungen und politische Diskussionen in den Fabriken abzuhal¬ten. Sie sind, mit anderen Worten gesagt, zur ruhigen Ar¬
beit zurückgekehrt . Ich sage ausdrücklich: In den Fabriken— aber nicht in allen Fabriken —. Auch in den staatlichen
Betriebswerkstätten » wo eS nach dieser Richtung hin ebenfalls
trostlos auSgesehen hat , macht sich eine leichte Besserung be¬
merkbar. Sie ist aber noch nicht so kräftig iu die Erscheinung
getreten , wie in der Privatindustrie .

Wenn gesagt wird, gegen die Streiklust der Arbeiter werde
nichts unternommen , und wenn in diesem Zusammenhänge die
Forderung vertreten wird, das Streikrecht , das den Arbitern
zustehe, stehe naturgemäß und verfassungsrechtlich auch der
Landwirtschaft zu, so ist dazu folgendes zu bemerken : Die
Landesregierung und die Reichsregierung stehen ihrerseits aufdem Standpunkte , daß entsprechend der Verfassung die Koa-
litionsfreiheit allen Burgern unserer Nation gewährleistet istund mit ihr auch da» Streikrecht. Wenn also das Streik -
recht zur Verfolgung wirtschaftlicher Ziele in Anwendung
gebracht wird , wenn eS in Anwendung gebracht wird , um be¬
rechtigte Forderungen durchzusetzen , so wird hiergegen keine
Regierung der Gliedstaaten und wird auch nicht die Reichs,
regierung irgend etwas unternehmen . Ab« dort , wo die Ar-
beiter nicht von wirtschaftlichen Motiven geleitet, sondern von
politischen Gesichtspunkten getragen, politische Streiks inszenie¬ren , um den Bestand des Staates zu unterminieren , um an
Stelle de» jetzigen verfassungsmäßigen Staates eine Diktatur
KU errichten, da hat die Reichsregierung — wie Sie zum Teil
M wissen werden —

i« de» letzte» wsche« mit fest« Hand , »„ griffen .
Und wenn draußen auf dem Lande die Meinung verbreitet ist,e» geschehe gegen derartige schädigende , den Bestand de» Staa -
tes erschütternde Streiwewegungen nichts, so darf ich nur
darauf aufmerksam machen , daß in den letzten Wochen und
Monaten in Rheinland-Weftfalen anläßlich der Bergarbeiter¬streiks nicht nur eine Lohnarbeit« - oder Streikkommission »sondern eine ganze Anzahl voa Streikkommissionen nachein.
and« aufgelöst worden sind und die Mitglieder derselben in
Sicherheitshaft gebracht wurden . Rochcheute befinden sich — eS ist ,

bedauerlich, das von unserem Standpunkte aus aussprechen zumüssen — in Rheinland - Weftfalen einige hundertsolcher Arbeiter oder, richtiger ausgedrückt:
politischer Agitatoren in Sicherheitshaft,damit ihnen die Möglichkeit genommen ist, die Bergarbeiter in

sinn -, plan - und ziellose Streiks zu Hetzen . Und das , was fürRheinland -Westfalen zu sagen ist, trifft auch für Schlesienzu , wo ja bekanntlich die polnische Agitation noch eine Neben¬
erscheinung für die Inszenierung solcher politischer Streiks ist.

Die Rerchsregierung und die Regierungen der Gliedstaatensind sich auch darüber klar, daß sie, wenn etwa zur Unter ,
bindung unseres Transportwesen » , des Eisenbahnverkehrs, au »
politischen Gründen in den nächsten Wochen oder Monaten ,wie uns angedroht worden ist, Streiks inszeniert werden und
so der Verkehr stillgekegt wird , den festen Willen haben, auchhier zuzugreifen , sofern es sich Herausstellen sollte , daß dieseUnterbindung der öffentlichen Ordnung , der Sicherheit und des
Verkehrs darauf angelegt ist, den Staat , seinen Bestand undseine Existenz zu erschüttern.

Es ist also nicht so, daß man die Dinge treiben läßt , wenn
ich auch durchaus zugeben will und keine Veranlassung habe,zu leugnen , daß die Regierungen in den ersten Monaten
dieses Jahres die Kraft nicht hatten, um sinnloser Streikwutmit Erfolg entaegentreten zu können. Durchaus zuzugeben istauch, daß die Regierungen lavieren mußten , so lavieren , daß
sie noch einigermaßen über die verschiedenen Schwierigkeiten
hinweggekommen sind und das Volk der Ruhe entgegenführe »konnten , die wir doch glücklicherweise heute feststellen könne«.

Wenn ich Ihnen , meine Herren , das sagen darf , im Anschlußan die Tatsache, daß wir auch hinsichtlich des Glaubens an dieStaatsautorität , der nach dem Zusammenbruch doch vollständiggeschwunden war , eine leichte Besserung erblicken können, somüssen wir vom Standpunkte der Regierung au- nun aber auchan die Landwirtschaft die Bitte oder, ich darf sagen ;die Forderung richten , ihrerseits nichts zu tun ,
wnS ein« rückläufige» Bewegung dieser Verbesserung

zustatten komme » kSnntr,
einer rückläufigen Bewegung, die zustande kommen muß , wennwir in den nächsten Wochen im Zusammenhang mit der schwer¬
sten Kohlennot , die wir jemals zu ertragen gehabt haben, denStädten die notwendigen Lebensmittel nicht mehr zuführenkönnen. Das Recht, gegen die Zwangswirtschaft zu sprechenund zu schreiben, hat selbstverständlich die Landwirtschaft ge-
nau so gut wie die Lohnarbeiterschaft in den Städten und die
Beamtenschaft der Gemeinden, de» Staate » und der Privat .
Industrie das Recht haben, für ihre Forderungen Propaganda
zu entfalten . Worin wir uns scheiden und was in der jetzigenZeit so außerordentlich gefährlich ist, scheint mir der Umstarwzu sein, wenn darüber hinaus in den Versammlungen der Land -wirte Redner mit der Drohung austreten : Wenn die Re-
gierung , wenn die Reichsregierung die Zwangswirtschaft nichtaufhebt , dann werden wir sie durch Selbsthilfe aufheben, indemwir kein Getreide , kein Fleisch , keine Milch usw. mehr cwke-
fern ! — Meine Herren , ich habe im Ernährungsbeirat schoneinmal gesagt und möchte es hier wiederholen:

Diese Aufforderungen grenzen a» Landesverrat
genau so, wie die Aufforderung, au» Motiven^ die mit gerech.ten Forderungen nicht in Zusammenhang gebracht werden kön¬nen . Eisenbahnen oder Bergwerke stillzulegen. Und genau so,wie man dort gegenüber den Leuten, die solche Fütterungennicht nur vertreten , sondern sie im täglichen Leben propagan -
distisch von Ort zu Ort verbreiten, ebenso, wie man gegen dieArbeit « sonst vorgeht, wird man gegen Leute vorzugehen ge-
zwungen sein , die bei der Landwirtschaft mit solchen Fache-
rungen austreten , wenn man nicht mit gebundenen Händen zu .sehen soll, wie die Anarchie und der Bürgerkrieg im Laude
etngeleitet werden.

Meine Herren , ich spreche harte Worte in diesem Zusammen -
hange , aber mit voller Absicht. Mit voller Absicht deshalb weilwir uns darüber klar sein müssen , daß dann , wenn erst ein -mal zu der Kohlennot in den Städten — und die Kohlennoterzeugt Arbeitslosigkeit in großem Maße, die Wir jetzt schon"
zum Teil und zeitweise haben und die im Muter wahrschein¬lich noch stärker in die Erscheinung treten wich — die Un-
Möglichkeit tritt , die nötigen Nahrungsmittel zu beschaffendie zweite große Welle der Revolution da ist,aber eine Revolution dicht mit politischen Motiven, sonderneine Revolution , die auf eine Abschlachtung der verschiedenstenGesellschastsschichten untereinander hinausläuft und hinaus -
laufen muß . Und wenn auch aufdem Lande da und dort Gewehrefind und auch in den Städten da und dort Waffen vorhandensein mögen, so müssen wir darüber uns klar sein, daß zur Ab-
wehr solcher Komplikationen, wie sie uns da drohen, Waffenüberhaupt kein Abwehrmittei find . Was hungernde Menschenfür Unheil anzurichten in der Lage sind , darüber müssen wiruns ein Bild zu machen verstehen an Hand der Bor -
kommniffe von jenen schweren Ausschreitungen, die in der
letzten Zeit und besonders während der letzten Monatedes Krieges im vergangenen Jahre in den Großstädten sich
ereignet haben . Solche Hungerausschreitungen lösen kleine
Banden los, die dann , insbesondere, wenn sie arbeitslos sind ,aus den Städten hinaus auf die Landorte wandern . Selbstwenn diese draußen nichts finden, wo nur hundert und tausendkleine Bauern sind, die das , was sie bauen-, selbst zur eigenenErhaltung brauchen, so können wir nicht verhindern, daß die
Rechtssicherheit dabei in der schwersten Weise untergraben wird.Wir sind dann nicht imstande, mit der bewaffneten Macht, die uns
heute zur Verfügung steht, dieses Unheil aufzuhalten . Denn
wir Müssen uns einmal darüber klar sein, daß es auch aufdem Lande Elemente genug gibt, die gemeinsame Sache auchmit denen machen, die da von den Städten kommen und aufSelbsthilfe bauend , ihre eigenen Wege suchen, und daß auch aufdem^ Lande genau so, wie in den Städten , Männer sind , die
vier Jahre im Kriege gestanden und nicht nur eine Demorali .
sation der Moral « litten haben, sondern auch eine Demorali¬
sation des Gefühls des inneren Menschen I Diese Dinge müs¬
sen wir in Rechnung stellen und müssen uns absolut klar
darüber sein , was werden wird, wenn wir solche Schwierigkei¬
ten nicht zu bannen imstande find. Ich möchte nun , ehe ich
«ruf die Kernfrage , die unserer Besprechung heute zugrunde
liegt , eingehe , ganz kurz einige Worte über den Inhalt der
vorhin verlesenen Schriftstücke sagen. Er wird

die Erhöhung der Grtreidrpreise gefvrdert,
und zwar ist in verschiedenen Versammlurmen zum Ausdruck
gekommen, der Getreidepreis müsse den Weltmarktpreis er¬
reichen. Begründet wird diese Förderung mit dem Hinwgt«
darauf , - aß die Ertragsfähigkeit des deutschen Grund und Up»



dass mcht mrh : dir »Deiche wie vor dem Kriege ist . Dieser

Gvund ist durchaus stichhaltig. Nach reichsbehördlichen Ermitt¬

lungen ist der Ertrag pro Hektar beim Weizen » m 19I Pro ».,

beim Roggen um 23ch Proz . und bei « erste und Hafer um

27.4 Prog . zurückgeganaen. Rechnet « an beim Wetze» Len

KriedenLpre« , der der Notierung von 200 Mi pro Lonne «nt .

sprich . so ergibt der bisher gezahlte Grundpreis von 320 M

unter Berncffic^ igung der Rückgangs de» Ertrage » nur eine

Preiserhöhung von 29F Proz . Bei Roggen würde der Preis ,

«uffchlag 43,4 Prozent betragen , bei Gerste 45Z und bei Hafer
80.4 Proz . Der Mrnderertrag der Landwirtschaft ist i» wesent¬

lichen auf den
Mangel an künstlichen Düngermtttrl «

tzurückzuführen. Es standen uns zur Verfügung :

An Stickstoff :
im Fahre 1913/14 LM 000 Donnen ,
im Jahre 1918/19 nur IM « » Lonne » ,

An Phosphorsäure :
im Jahre 1913/14 ^ 82000 Donnen ,
im Jcchre 1918/19 nur SM « » Donnen .

Der Sturz ist also ganz bedeutend.
An K ali :

im Jahre 1913/14 036 « » Dmrnen.
im JaP -e 1918/19 850 MO Donnen ,

Hier ist also eine leichte Steigerung zu verzeichnen. Ebenso

schwer fällt für dir Berechnung der ExistenzwSgjlichkeit der

Landwirte
dt« Prei ssteigerung für landwirtschaftliche Bedar fsar tikel

ins Gewicht. Preissteigerungen dieser Art wurden festgestellt
bei Geschirren um 4M Proz ., bei Säcken um 900 Prrtz .,
bei Ketten um 300 Pro ^ , bei Hufeisen um LTV Proz .,
bei Maschinen um 800 Prozent , bei Schmiermitteln
um 360 Proz . Das Saatgut stieg im Preist um 200 bis

MO Proz ., die Sämereien um 800 bis 400 Proz . und die

Löhne um 100 bis 200 Proz . Insofern bewein sich also die

Preiserhöhungen für Getreide im allgemeinen in normalen

Bahnen , und die schweren Angriff«, die die Regierungen von
Seiten der Derbraucherkreist auch nach dieser Richtung hin auf
ficl, nehmen müssen , find nach vorliegender Sachdarstellung im

allgemeinen ungerechtfertigt .
Nun aber ein anderes Bild, meine Herren !

Der Weltmarktpreis für Brotgetreide bewegte sich bei

Her letztjährigcn Ernte beim Wetzen in Deutschland Müschen
880 bis 330 M ., er betrug in der Schweiz 018 M ., in Italien
421 M . , in Frankreich 607,00 M -, in England 328 M . Der

Weltmarktpreis für Roggen stand im vergangenen Jahre wie

folgt : In Deutschland hatten wir einen Preis von 310 M . , in

der Schweiz von 018 M .. in Italien von 002 M ., in Frank -

reich von 445 M . Der englische Preis ist nicht ermittelt . Bei

Gerste betrug der Preis in Deutschland 900 M . , in der Schweiz
<86 M., in Italien 502 M ., in Frankreich 445 M ., in England
854 R . Bei Hafer ist das Verhältnis ein ähnliches. Die
eben genannten Preist verstehen sch bei Umrechnung der Valuta
«ach dem Friedenskurs .

Nimmt man nun die heutige Valutadifferenz dazu,
so müssen wir den Vereinigten Staaten , wo der Preis pro
Tonne heute 966 .45 M . beträgt , 1177 .90 M . in unserer Wäh¬
rung bezahlen. Dazu kommen die sehr hohen Frachten , die

»wischen 100 und 120 M . für die Tonne schwanken . Um diese
hohen Beträge nicht auf den Brotpreis umrechnen zu müssen,
bat bekanntlich das Reich 1)4 Milliarden zur Preissenkung zur
Verfügung gestellt .

Die Forderung der Landwirte , den Weltmarktpreis für Ge¬
treide unter Berechnung der jetzigen schlechten Valuta
»u erzielen , ist ungerechtfertigt deshalb, weil man doch
beim besten Willen die jetzt um das Vierfache verschlechterte
Valuta nicht zur Unterlage von Preisberechnungen für das

Inland machen kann. Das geht nicht , es sei denn , wir haben
von vornherein die Abficht, das deutsche Volk und die deutsche
Volkswirtschaft auf diese Art in ungerechtfertigter Weist auS-

zupowern l — Der Preis des Roggens oder der Gerste ist
für Baden

t auf 410 M . die Donne festgesetzt , Weizen und Spelz wer-

en mit 406 M . berechnet. Damit steht der Inlandspreis für
Getreide unter Zugrundelegung einer normalen Valutaberech¬
nung höher als der Auslandspreis . Hafer , Hülsenfrüchte und

Buchweizen unterliegen der Zwangsbewirtschaftung nicht
mehr . Lediglich zur Herstellung von Nährmitteln und zur Ml -

düng eines Notstandsfonds soll noch ein Teil des Hafers im

Wege der LandeSlieferung erfaßt werden . Es ist allerdings
über die letztere Maßnahme dieser Tage bitter Klage geführt
worden : Nach der von Berlin angeordneten Umlegung würden
hie Landwirte dieses Jahr Mehr Hafer für die Nahrmittel -

fabrikation abzuliefern haben, als das früher unter der

Zwangswirtschaft der Fall war . Die badische Regierung hat in

Verbindung mit den anderen süddeutschen Regierungen hier¬
gegen Einspruch erhoben mit dem Erfolge , daß diese Berech¬

nung aufgehoben worden ist und wir in den nächsten Tagen
ein neues Zirkular mit einer Berechnung bekommen werden ,
für die eine wesentliche Herabsetzung der angefvrde .̂en Quote

tn Aussicht gestellt ist.
Meine Herren , es ist also nach dieser Darstellung der Sach¬

lage über das Getreide und über den Getreidepreis zunächst
einmal die auf dem Lande weit verbreitete Auffassung nicht
richtig, als ob wir mit unserer Preisgestaltung heute noch
wesentlich hinter dem Weltmarktpreise zurückstehen würden .
Wenn eS die deutsche Regierung möglich machen könnte, ohne
Einfuhr von Getreide aus dem Auslande und ohne Einfuhr
von ausländischem Mehl auszukommen , dann würden wir

selbstverständlich diese Waren nicht einführen und diese hor¬
renden Beträge — ich sprach vorhin von 1 )4 Milliarden —

nicht auszuwenden brauchen . Sie wissen aber selbst , wie stark
der Schrei nach Brot , nach Mehl und nach Kochmehl ist!. Wir

brauchen kein Wort darüber zu verlieren . Laß wir nicht im.

stände sind , uns etwa auf den Standpunkt zu stellen, die Ein -

fuhr von Getreide und Brotmehl zu unterbinden .
Nun ist in der Forderung von Boxberg die Auffassung ver¬

treten worden, die Zwangswirtschaft für Kartoffeln solle , wenn
eine gute Kartoffelernte in Aussicht steht, aufgehoben werden .
Die Minister der süddeutschen Regierungen waren in der vori¬

gen Woche in Berlin mit dem ReichSernährungSminister und
mit den zuständigen Referenten der verschiedenen Reichswirt¬
schaftsstellen zu einer Konferenz vereinigt . Auf dieser Kon¬
ferenz wurde auch die Frage der Zwangsbewirtschastung für
Getreide und Kartoffeln behandelt, und die Konferenz ist nach
her Sachlage — auf den Hauptumstand habe ich vorhin schon
aufmerksam gemacht: wir sind auf die Einfuhr von Getreide
und Mehl angewiesen — zu dem Schluß gekommen, daß wir

nicht imstande sind , die Zwangswirtschaft für Kartoffeln
und Getreide aufzuhebeu .

Das ergibt sich aus einer einfachen Berechnung ganz von

selbst. Die Aufhebung der Zwangswirtschaft für Getreide
würde eine stftrke Verfütterung von Brotgetreide im Gefolge
haben, insbesondere würde der Versuch gemacht werden,
Futtermittel für die Schweinezucht frei zu bekommen. So

notwendig und erfreulich das nun auch wäre , so wenig sind
Wir heute im Stande damit zu rechnen, diesem Ziel zu¬
zusteuern , weil eben die Zuführung von Lebensmitteln direkt
zum Menschen zunächst noch die eiserne Notwendigkeit ist. So
Kegt eS auch

bei den Kartoffel».
Sie wissen, daß di« Anbaufläche für Kartoffeln in Deutschland
im» jenen Deik verringert worden kst, der uns durch das Ab¬
schneiden größerer Landesteve im Osten des Reiches verloren
Drangen ist. Gewiß werden auch jetzt noch dort Kartoffeln
gebaut , »nd ma« rechnet gerade in diese« schlesischen und pol¬
nischen Grenzgebiete« »nt einer verhältnismäßig guten Kar¬

toffelernte . Nleichwohl ist keine Instanz , keine Behörde , in

Deutschland in der Lage, uns in Aussicht zu stellen, daß diese
Kartoffelproduktion für den deutschen Konsum reserviert oder

beschafft werden kann. Die polnische Regierung a«d die pol¬
nische Beböfterun » find zurzeit «och mit einem derart schwe¬
ren Deutschenhaß behaftet, daß sie uns Lebensmittel nicht
zur Verfügung stellen werden . Rach Auffassung guter Kenner
der politischen Verhältnisse in Polen werden die Polen ihre
Kartoffeln lieber anderwärts billiger absetzen oder zugrunde
gehen lassen, al» sie an Deutschland «Mieten . Wenn es da
und dort dem Handel güiuge » sollte, uns durch Schieber-

geschäste , Schmuggelei «nd dergl. von diesen großen Kartoffel -

destän-en etwas nach Deutschland hereinzubringen , wird das

außerordentlich wenig sein i« Verhältnis zu dem Bedarf ,
«nt dem wir rechne » müsse» . Auch sonst ist von der Aus¬

ficht der Kartoffelernte abhängend nicht die sicher« Gewähr
gegeben, daß wir mit aller Rrche in die Zukunft blicken kön¬

nen und im Stande wären , die Zwangswirtschaft für Kar¬

toffeln aufzuheben .
Meine Herren , Sie dürfen mir aufs Wort glauben , wenn

ich sage — und das ist» glaube ich, derselbe Schmerz , den auch
di« alte Regierung gehabt hat —» der Tag , an dem wir die

Zwangswirtschaft einmal beseitigt sehen, wird ein Tag fern,
den wir zu de» Aücklichste» unseres Lebens zählen . Denn

es wirft nichts zermürbender auf die Nerven unserer Beam¬

ten und aller derjenigen , die sich mit der Zwangswirtschaft
>zu beschäftigen haben, als diese ewig« Trostlosigkeit bei den

Vorwürfen seitens der Produzenten , des Handels und der

Verbraucher über die Schattenseiten der Zwangswirtschaft .

Denn , wo die Moral derart zusammengebrochen ist, wie das

beim deutschen Volke festgestllt werden muß, wo nichts mehr

von SolidaritätLgefühl zu sehen ist, nichts mehr von

der Überzeugung, daß wir zunächst einmal das allge¬

meine Interesse über daS persönliche stellen müssen, da ist es

verdammt Mver , eine Zwangsbewirtschastung aufrecht zu

erhalten . Aber tzleichwohl
müsse « wir an der Zwangswirtschaft festhalten,

weil wir die Verantwortung dafür nicht übernehmen können,

daß jetzt einige Monate lang mit dem Kartoffelvorrat Raub¬

bau getrieben wird und inan uns im Februar oder Marz

des nächsten Jahre » erklärt : „Wir können keine Kartoffeln

mehr in die Städte liefern ". Sie wissen ja selbst, daß me

Kartoffel beim deutschen Volk da» « und Z der Ernährung

überhaupt ist, neben dom Brot ; und eine Arbeiterfamilie , ja

ich darf wohl sagen : jede deutsche Familie ist ohne d,e Kar -

toffel exiftenz- oder lebensunfähig . Gewiß mag ein reicher

Schlemmer ohne Kartoffeln auskommen können. Wer aber

arbeiten und mit seinen Einkünften rechnen mutz, kann daS

nicht ; und das ist nun einmal der große Teil der deutschen

Ration , das find doch mindestens 98 Prozent der ganzen

deutschen Bevölkerung. Nun ist ja auch Klage über

he« Preis der Kartoffeln » speziell der Spätkartoffela »

geführt worden. Wir hatten im Jahre 1913 einen Preis von

5 Mark bis 5)50 Mark , im Jahre 1918 einen Preis von

12^ 0 Mark und im Jcchre 1919, jetzt, einen Preis von 15

Mark . Die Umstände in Rechnung gestellt, die ich vorhin vor¬

getragen habe, sollte man annehmen , daß dieser Preis aus¬

reichend ist. — Beim GetreidepreiS hatten wir in diesem

Jahre die Fruhdruschprämie aufgehoben, und zwar inSbeson-

dere auch deshalb, weil die kleinen Landwirte davon den

Vorteil nicht hatten , wie die Großbetriebe und insbesondere

die Betriebe in Mitteldeutschland . Die höher gelegenen land-

wirtschaftlichen Betriebe , die eine späte Ernte haben , kommen

in der Regel um die Fruhdruschprämie . DaS Ergebnis der

Beseitigung dieser Fruhdruschprämie im Zusammenhang mit

den WLerständen gegen die Zwangswirtschaft überhaupt war

nun eine außerordentlich schlechte Ablieferung von Brotgetreide

in diesem Frühjahr , und die Reichsgetreidegesellschaft ist in

schwerer Sorge , wie eS gelingen soll , für die nächsten 6 bis

8 Wochen den StDten und Bedarfsverbänden da» nötige

Quantum Brotmehl zuzuführen . Die Ablieferungen waren

derart schlecht gewesen, daß der ReichsernährungSrmmster trotz

des Widerspruchs des Ernährungsbeirats der deutschen Na¬

tionalversammlung sich entschließen mußte ,
eine SchaeMeserungsprämie gleich der früheren Frühdrnsch-

Prämie auszuschreiben,
und zwar von 150 Mark in der Zeit bis zum 1. Oktober und

von 75 Mark bis zum 16. Oktober. Wir haben nun bei der

Konferenz in Berlin vor 14 Tagen mit Württemberg zusam-

men die Forderung vertreten , daß diese Fristbemessung für

Baden und Württemberg , oder, besser gesagt, für

einige Teile dieser beiden Länder , nicht ausreichend ist, wen

danii wiederum in einem Teil Badens und Württembergs

berechtigte Klagen laut werden würden , daß sie in dieser Zeit

beim besten Willen ihr Getreide nicht abliefern können. Der

Re '
.chsernährungsminifter hat zugesagt — und das ist heute

durch ein Telegramm der Reichsgetreidegesellschaft noch ein¬

mal bestätigt worden —, daß auf unseren Antrag hin die

vorhin genannten Fristen für die in Frage kommenden

Landesteile
»« 14 Ta,e verlängert

werden können. Wir hatten vor drei Lagen vier Wochen be-

antragt und wollten ursprünglich sechs Wochen beantragen .

Um aber bessere Aussicht auf Erfolg zu haben , haben wir uns

bei unserem Anträge auf vier Wochen beschränkt. Nun find
14 Tage festgesetzt worden . Wir werden sie beantragen , und

unsere Landwirte in den höher gelegenen Distrikten werden

also die Möglichkeit haben , mit dem 15. Oktober und 1 . No¬

vember zu rechnen. Insofern kommt also nun eine Er¬

höhung des Preises heraus . Die dadurch entstehenden Preis -

auffchläge auf das Getreide sollen aber nicht den Verbrau¬

chern aufgeburdet , sondern ebenso wie in den beiden ver¬

gangenen Jahren vom Reichsfinanzministerium übernommen

werden. DaS zur Kartoffel - und Getreidebewirtschaftung .

In diesem Zusammenhänge ist nun in einigen Versamm -

lungen behauptet worden , daß die Landwirtschaft in Baden

insbesondere von den bisherigen Preiserhöhungen für land¬

wirtschaftliche Produfte einen Vorteil nicht habe. Wir ln

der Regierung wissen , daß die Zwergbetriebe den Vorteil von

der Preiserhöhung nicht haben können wie etwa mittlere

und größere Betriebe . Diese Erscheinung hatten wir schon
im Frieden , und sie wurde insbesondere bei dem Kampfe

um die Zölle in den Vordergrund der öffentlichen Erörterun -

gen geschoben. Diese Erscheinung hatten wir auch im Kriege
und noch jetzt . Denn der Landwirt , der nicht wesentliche
Quanten seiner Erzeugnisse verkaufen kann , kann keinen

Vorteil haben ; er hat genau so wie der Verbraucher , der bei

niederem Lohn von der Hand in den Mund lebt, den Nachteil,

daß er die erhöhten Preise für alle Bedarfsartikel , die er

kauft, zahlen muß , ohne auf der anderen Seite «in Äquivalent

dafür zu haben . Aber, meine Herren , man muß gerecht sein
und zugeben, daß im allgemeinen in den ersten drei KriegS-

jahren die deutsche Landwirtschaft eine Entwicklung erfahren

hat, über die wir , wenn wir fie für spätere Jahre zu halten
in der Lage wären , herzlich froh sein kikutteu. Meine Herren

die deutsche Landwirtschaft und insbesondere das , Meinbanern -
tu« hat docb wahrhaftig eine schwere Vergangenheit hinter
sich , in der es hart ar beiten und sich kümmerlich durch sa »
Leben schlagen niußte ; darüber ist gcn- lein Zweifel . Ich
fürchte nur , daß dann , wenn jetzt in den Forderungen sertcnS
der Landwirtschaft der Bogen übe-4p„ ir«1 wird , wenn die

DinWe , die uns in den Versammlungen aigekündigt » erden,
ihre Umsetzung in die Praxi « finden , kmß sann der Geist
gegenüber der Landwirtschaft in späteren Jarue » , wo sich die

wirtschaftlichen Verhältnisse wieder zum Nachteil der Land¬
wirtschaft verschoben haben , der Geist, sich gegenseitig zu ver¬

stehen, und der Wille dazu unterminiert ist , daß dann die

Landwirtschaft die Schäden von der Überspannung des Bo¬

gen« z» tragen hat . Mir find einige Zahlen über
die Frage der Entschuldung

zugc gangen , die zweifelsohne bei uns in Baden zu Wege ge¬
kommen ist . Danach betrugen im Jahre 1912 die außer¬
ordentliche« Abtragungen auf Tilgungsdarlehen 3,6 Millionen
bei Gesamtdarkehen von 65,9 Millionen , die bei den Spar¬

kass«» ausgegebeu worden waren ,
i . I , 1913 : LF Millionen bei eine«

70,7 Millionen ,
i . I . 1914 : 2,7 Millionen bei

?6ch Millionen ,
i. I . 1915 : 1Z Millionen bei

77L Millionen ,
i . I . 1916 : 1,9 Millionen bei

76L Millionen ,
i . I . 1817 : 8,7 Millionen bei

74,9 Millionen .

Darlehensbestaud von

eurem DarlehenSbeftand von

einem Darlehensbestand von

einem Darieb . nsdeiland von

einem Darlehensbestand von

Die neugewährten Tilgungsdarlehen seitens der Ge

meindekafsen geben auch ein Spiegelbild der Entwicklung diese.
Bedürfnisse und Anforderungen . Sie betrugen :

i. I . 1912 :
r. I . 1918 :
i . I . 1914 :
i . I . 1915 :
i . I . 1916 :

. i . I . 1917 :

10,9 Millionen ,
S/j Millionen ,
9 Millionen ,
«L Millionen ,
2 Millionen ,
1,1 Millionen .

Meine Herren , ich will weitere Schlüsse aus diesen Ziffern
nicht ziehen. Aber, wenn man okHektiv urteilen will , muß
man auf diese Erscheinungen Obacht geben und sie in Rech¬
nung stellen, und man muß darrach zu der Überzeugung kam.
men : So übertrieben , wie die Verhältnisse in manchen Ber - >

samrnlllngcn oftmals seitens einzelner Redner dargestellt wer¬
den , find fie im allgemeinen nicht anzuschen ! — Nun möchte
ich mich kurz zu der Frage der

Milch - und Fettversorgung
äußern . Erfreulicherweise können wir festftellen, daß die .
Landwirtschaft insgesamt an der Zwangsbewirtschastung der

Milch nicht Las auszusetzen hat , was fie cm der Zwangs -
bewirtschaftung der übrigen Lebensmittel aussetzt. Das ergibt
sich wahrscheinlichauch für die Landwirtschaft aus der bitteren
Tatsache, daß die Milch, die heute den Verbrauchern zugeführt
wird , bei weitem nicht zur Deckung des Bedürfnisses und zur
Vermeidung der Unterernährung unserer Heranwachsenden
Jugend , der Säuglinge , und zur Erhaltung unserer Kranken
ausreicht . . Wir haben im Jahre 1916 am 15. September als
Stichtag an Lieferungen von Milch aus Überschußgebieten nach
Deckung des eigenen Bedarfs an die Bsdarfsverbände 80 OM
Liter angewiesen bekommen, an einem Stichtag im Juli
1918 240 OM Liter und an demselben Stichtage im Juli 1919
nur noch 154 OM Liter , also 86 000 Liter weniger , um di«
die Ablieferung in einem Jahre zurückgegangen ist. Ich will
damit keinen Vorwurf erheben . Ich gebe zu, daß der Schleich¬
handel und andere Dinge ihre Wirkung auSüben . Aber
darüber hinaus muß in Rücksicht gezogen werden , daß auch
der Viehstand, der Stand der Futtermittelversorgung usw. '

jetzt eine Wirkung zu diesem Resultat auSübt . — Die Frag «
der

Fleifchversorgung
Witt» zum Hauptgegenftande der Verordnungen deswegen ge¬
macht, weil in der Tat in den letzten Wochen wieder in ver¬
stärktem Maße sich zeigt, daß in Wirtschaften und Hotels der
Fremdeninduststie Fleisch ohne Fleischmarken zu erhalten ist.
Dieses Fleisch muß aus Schwarzschlachtungen herstammen und
muß verschoben sein ; und diese Verschiebung fuhrt anderer¬

seits dazu, daß die Fleischversorgung für die Verbraucher
in den Städten stetig zurückgegangen ist. Da wir- nun die
Behauptung ausgestellt : Wenn wir die Fleischversorgung auf -

heben, schlechter als jetzt könnten die Dinge sich nicht mehr
gestalten (Landtagsabgeordneter Fischer -Lahr : Sehr rich¬
tig ! ). Das ist nicht „Sehr richtig"

, Herr Abgeordneter
Fischer! Denn dann wird es so kommen, daß nachher, wenn
die Zwangswirtschaft aufgehoben ist , die Hotels und die Wirt¬

schaften noch mehr als bisher haben und die Verbraucher
überhaupt keines mehr bekommen. (Zuruf : Sehr richtig ! ) Und
von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet ist die Aufrechterhal¬
tung der Zwangsbewirtschastung des Fleisches, auch wenn sie
durchlöchert wird, notwendig, weil, wenn wir in diesem Zu¬
sammenhänge in den Städten den Glauben wachrufen, vir
sorgen und kümmern uns überhaupt um nicht» mehr , die
Welle der Unruhe und die Welle neuer Komplikationen nicht
mehr aufzuhalten ist . Einmal also aus sachlichen Gründen
können wir die Zwangswirtschaft nicht entbehren , dann aber

auch aus rem taktischen und politischen Gründen nicht. Aber
meine Herren , wir werden den Beweis liefern : Es wird nicht
mehr sehr lange dauern , bis diese Durchbrechung der Bewirt¬

schaftung des Fleisches aufhört . Daß wir sie ganz unterbinden
können, da» zu behaupten, fühle ich mich nicht kräftig genug.
Aber wir haben schön einmal vor wenig Monaten den Beweis

geliefert , daß wir zu- und durchgreifen können ! Nachdem
alle Rücksichten auf die Bedürfnisse der Städte fallen ge¬

lassen werden und nur der egoistische Trieb , Geld zu verdie¬

nen und noch einmal Geld zu verdienen , insbesondere bei ,

denjenigen , die nichts oder nicht viel arbeiten , für den

Windel ausschlaggebend ist, hört die Gemütlichkeit auf , und

wir werden in den nächsten Wochen wieder aufs neue wie

wir es schon einmal getan haben,
Hotel» und Wirtschafte« schließen,

und mag der Radau darüber noch so laut werden ! Wir haben,
um das Ziel zu erreichen, unser Wucheramt , das eine Zentral¬

stelle in Karlsruhe war , aufgehoben und haben an vier Stel¬

len deZ Landes , und zwar an den Sitzen der Landeskom¬

missäre . neue Fahndungsabteilungen mit weitgehenden Voll¬

machten eingerichtet. Diese Fahndungsabteilungen haben in

einer Anzahl von Städten des Landes ihre Beauftragten
fitzen, welche diejenigen herausgreifen werden , die es am

schlimmsten treiben . Ich bin überzeugt , daß sich eine heilsam «

Wirkung wieder zeigen wird , allerdings mit dem Ergebnis ,

daß Gasrhofsbesitzer und Hoteliers und Hotelangestellte und

da und dort auch einmal sonstige Leute , die sich dafür inrer -

essieren, auf die Regierung und ihre Organe einzuwirken

suchen werden , doch nicht so hart zuzugreifen . ^ .
Meine Herren , wie unrichtig es ist , daß der Handel heute

schon in der Lage sei, Licht und Schatten gleichmäßig zu ver¬

teilen , La» sehen Sie
an der Haferbewirtschaftung .

Der Handel hat die Forderung erhoben , den Hafer freizugeben ,

und dieser Forderung haben sich weite Kreise der Landwirt¬

schaft «mgeschlossen . Die Zwangsbewirtschastung der Hafer »



ist erst seit kurzer Zeit aufgttMcn » maw kwur von Ta« «
»Zechen , nnd wir ho»«» erst seit eintzen we»i- en Wochen
«enen Hafer . Und heute schon sind alle jene Leut« unter
» »L, die vom Standpunkte der Futtermittelversorgnng für
»ie LuHebnng der ZwcmgSbewirtschaktnng eingetreten find,
her Auffassung, dach die Loslösnng dieses Steines an» der G«-
tteidezwangsbcwirtschaftung das größte Unglück war , dak uns
j« -en letzten Wochen passieren konnte. Wad ist geschehen .
Letzt wird der Hafer von gewissenlosen Menschen hlnnder
L»ch Frankreich. nach der Pfalz und
Lothringen im Schmuggelwege geliefert e»n« al »e» « e-
Winnes im allgemeinen wegen und dann , um den D<yu ta «
Gewinn einzustecken t Der Hafer wird , wie nnS - uderfichtuch
mitgeteiR wird, in weilen Kreisen der
nicht zu Futterzvccken verweridet, sondern er marschiert ver¬
mengt mit Gerste — damit dar Quantum großer wn»
in die Hände de« Handels , und wir laufen Gefahr , nach fetzt
Roggen an Stell « de« Hafer « verfüttert wird . Und dî de«-
» egen, weil innerhalb weniger Tage der Preis des
fo gewaltig in die HSH« gegangen ist, daß « an e« ja schloß»
lich bei obseltivei Prüfung niemand mehr vermögen kann,
daß er » wenn er die Möcssichkeit und da« marÄlrsck^ »recht
Dnn freien « erkauf hat . den Hafer verkauft , «m diesen <« .
Winn ebenfalls «inzustecken ; denn , wenn er e« nicht macht,
machen eS die anderen . Und da sich einer auf dm, andere«
he ruft , ist das End« vom Liede, daß der Hafer für de« Zwea ,
für den er sre»gegeben ist, nicht « ehr verwendet wirs , und
das Ergebnis ist andererseits eine Erschütterung der Ge-
jreidcversoraung auch von dieser Seite her . — Fabrikan¬
ten , die Industrie und der Kandel habe» Dachen hindurch auch
«uf die Regierungen ged-*-»-

die Zw„ ix»Wkrts» ast für da« Lebe « «Vsznheben.
Die Regieru -geu hätten nicht «achgegcben — ich Will dabei
bemerken: Wir haben unseren Bedenken darüber in scharfer
Weise Ausdruck verliehen —, aber der Umstund, daß schon zu
Friedenszeiten 40 Prozent Leder und Lederwaren vom A »S-
lan -de emgeführt ioerden mutzten und datz wir während der
k Jahre des Krieges so vollständig ausgepowert find, daß wir
weder Vorräte haben, noch das Bedürfnis auf andere Weise
befriedigen können, gab Anlatz zu einem Versuche. Die
Lederpreise im Auslande find hoch. Die Preise in Amerika
find wesentlich höher als bei uns . Dazu kommt, wie ich
schon einmal sagte , die uni das Vierfache verschlechterte Va¬
luta , dazu kommen die teuren Transportspesen und die Ma¬
chinationen der Börsen in Amerika, die unsere Notlage aus¬
nützen und die Preise noch einmal in die Höhe treiben . Unter
diesen Umständen warf sich für Deutschland die Frage auf '
Kann man Leder und Schuh? zu zwei verschiedenen Preisen
verkaufen , Auslandsware und Inlandsware ? Und die herr¬
lichen Erfahrungen , die wir damit früher schon gemackst haben,Waren im wesentlichen mitbestimmend, den Versuch zu
machen , die Zwangswirtschaft für Lederwaren aufzuheben ,
auch schon aus dein Grunde , um für die Arbeiter der Leder-
« nd Schuhfabriken Arbeit und Arbeitsmöglichkeit zu schaffen.
Wer all die schönen Versprechungen, die Kirche im Dorf zu
«affen und künstliche Preistreibereien nicht zuzulassen, durch
die Organisationen der Unternehmer dafür zu sorgen, datz sich
diese Dinge wenigstens nicht so rapide entwickelten, find heutenull und nichtig . Niemand null daran erinnert sein ! Und
jetzt kann die Reichsregierung und der Wirtschaftsministerwieder daran denken , wie dieses Unheil beseitigt werden soll .
Man will versuchen , wie heute die Presse mitteilt , für die
Minderbemittelten eigene Schuhwaren zu verbilligten Preisen
Herstellen zu lassen . Ob der Weg von Erfolg begleitet sein
wird , lasse ich dahingestellt. Sie sehen aber auch an diesem
Beispiel, meine Herren , wie außerordentlich gefährlich es ist,
die Zwangswirtschaft überhaupt nur in einem Teile zu lockern .

Gleichwohl aber — und damit möchte ich mich mit meinen
Ausführungen dem Ende zuwenden — besteht bei den Regie¬
rungen übereinstimmend folgender Grundsatz : Allüberall dort,wo die Zwangswirtschaft ohne Gefährdung öffentlicher Inter¬
essen aufgehoben werden kann, soll sie aufgehoben werden.
Und eS ist nicht rüWg , wenn uns in Versammlungen und
tn der Presse entgegengeschleudert wird , auf diesem Gebiete
sei noch nichts geschehen und seien die Versprechungen nicht
erfüllt worden. Wir haben , soweit die Landwirtschaft in Be¬
tracht kommt.

dir Zwangswirtschaft aufgehoben
für Heu, Stroh , Häcksel, Obst, Mais , Wicken, Lupinen , Hirse»
Sämereien , Bucheckern , Nüsse , Gänse , Fische , Honig, Schilf,
Weintrester , Laubheu, nahezu sämtliche Futtermittel , Häute ,Leder, Hafer und Buchweizen zum Teil . Beim Wein bestan¬
den bisher Richtpreise, auch diese werden aufgehoben werden.
SS bleibt danach im wesentlichen nur bestehen die Zwangs¬
wirtschaft für Brotgetreide , für Gerste, für Fleisch, für Milch
und Fette , für Kartoffeln , für Ölfrüchte — ob sie dafür noch
lange aufrecht erhalten werden kann , wissen wir nicht —,
für Wild und für Eier . Über die letztere Frage läßt sich
reden, da werden wir in der nächsten Zeit noch einmal mit
den Städten eine Beratung abhalten . Im übrigen aber
glaube ich, daß die Liste nur noch solche Nahrungsmittel um¬
faßt , die für die Volkswirtschaft von so großer Bedeutung
find, daß ein Weitergehen in der Aufhebung der Zwangs -
bewirtschastung, ohne klar in die Zukunft sehen zu können,
für . jede Regierung und für jeden verantwortlichen Minister
einem Verbrechen gleichkommen würde . Darüber müssen wir
«ns ganz klar sein.

Und nun , meine Herren , möchte ich Sie bitten , im An¬
schluß an das , was ich Ihnen vorzutragen mir erlaubt habe,
m eine Diskussion einzutreten nach der Richtung , ob es nicht
Möglich sein kann, durch gemeinsame Arbeit und durch gegen¬
seitiges Vertrauen für dieses Jahr und für die Zeit , so lange
sie eiserne Notwendigkeit dafür noch besteht, die Zwangswirt¬
schaft für die genannten Lebensmittel aufrecht zu erhalten ,ob es nicht möglich sein kann, daß die Landwirtschaft ihren
offenen und latenten Widerstand dagegen aufgibt , und eS
insbesondere nicht erreicht werden könnte, daß — ganz ab¬
gesehen von der Stellungnahme , die jeder einzelne einnehmen
mag — zum mindesten einmal
die »ffene Aufforderung zum Widerstände aufgegrbr« Witt».
Meine Herren , ich hin verpflichtet, von dieser Stelle au « hier»

Du noch ein Wort zu sagen. Mißberstehen Sie mich nicht. Ichbin mir darüber klar, daß jede Regierung , die zu ZwangSmit -
« In greifen mutz, wenn sie Gesetze anordnet , von vornhereinrriwn durchaus schweren Stand hat, daß sie in Konflikt gerätwcht nur mit denjenigen, gegen die man Zwangsmittel an»
mendet. sondern auch mit denjenigen, die er mit dem heutigen« taate nicht gut meinen , die an seine Stelle eine andere
^ taatÄ >rdnung gesetzt haben möchten und denen für ihre«ätschen Umtriebe ein harte « Zugreifen Wasser auf ihre
Masche Mühle bedeutet. Wer , meine Herren , da« geht beim
Vesten Willen nicht auf die Dauer an und ist nicht zu er -
»Dagm. daß, wenn die Behörden, die verantwortlichen Organe^ » Landes , nun einmal erklären , die Verantwortung dafür»nht übernehmen zu können, auf der ganzen Linie den Forde -der Landwirtschaft gerecht zu werden , daß wenn ein-mat feststem , in dem und dem Punkte mutz die Zwangswirt -
kchast bestehen bleiben, wieder und wieder versucht wird , eine» noerung dieser Stellungnahme zu erzwingen . ES ist selbst-verständlich, daß sich der Staatsbürger den Gesetzen und Der -

unterordnen und einorduen mutz, wenn nicht dasmm», « taatSgefüge aufs neue in die schwerste Gefahr des Zn,

sam» e«chruches gchvacht werden saS. Sie « che» e» begreif« , ,we»n ich sage: Dir habe» u»S ermstiich bemüht , in de« letzte»Monate « de» Staat »nd die jetzige StnätSardnung über «v die
Fährnisse hinwogzubringe«, die NM» gedeicht und die u«s um¬
gebe« haben. Wir haben uns bemüht . Ruhe und Ordnung aus.
rocht M erhalte « . Wir habe« und bemüht, überall dott. wo
unrechtmäßige Eingriffe in daß Eigentum borgenr>« wen wor¬den sind, Erpressungen, Plünderungen und dergl . , allüberalldort nach und nach für Ordnung zu Wenn es nicht aufder ganzen Linie mit vollem Erfolge geschehen konnte, mein«
Herren , so wollen Sie in Rechnung fiele « , daß wir einen
Trümmerhaufen vor uns hatten , als die jetzige Regierung ihrAmt an getreten hat . eine« Trümmerhaufen in politischer und
wirtschaftlicher Beziehung. <s gehören übermenschliche Kräfte
dazu, um ans diesem Trümmerhaufen wieder «i» neue»
Staatsgebäude zu errichten. Wie wir «der auch stehen möge» ,in welcher Partei wir organisiert fein möge» und wie wer poli¬
tisch zu dem neue» Staate und zu der neue« Staatsverfassung
stehe» mögen ; ein Ziel werde» wir Wohl alle hccken müssen, das
Ziel : in Ruhe und Ordnung den neuen Staat so zu organi¬
siere« , Latz wir unk in ihm wohnlich fühlen und in ihm unsere
Existenz finden können. And, meine Herren , wen« auf Liese«
Wege der Sicherung der Existenz auch für die Landwirtschaftund der Erfüllung ihrer berechtigten Forderungen jetzt daS
Ziel «och nicht in vollem Matze erreicht werden kann, so dür¬
fen Sie doch nicht sagen: Was im allgemeinen StoatSinteresse
notwendig ist. ist mir ganz schnuppe , ich tue , wa« ich will , wir
tun , was wir wolle », mag daran « entstehen, was da will ! WissenSie , meine Herren , wenn Eie in Ver sammlung fo reden und
wenn Sie so sprechen iu Versammlungen der alte« landwirt¬
schaftlichen Organisationen — die ihre Schuldigkeit während de»
Krieges getan haben, weil fie die innere Nottoendigkeit ein¬
sahen , weil fie wußten , datz das Ausfallen eines Standes un¬
seres Volkes gleichbedeutend mit de« Verlust de« Kriege« von
vornherein war —, wenn Sie so hcnüuln, dann dürfen Sie es
den Männern in der Regierung , die die Verantwortung für
die Folgen mi; zu tragen habe« , nicht verargen , wenn sie auch
einmal erkläre» , fi« müssen trotz ccklan, was darauf folgt, auch
einmal ernstlich z«greisen , -»greife« aber auch auf dieser Seite ,
genau fo, wie es auf der anderen Seite geschehen ist!

Glauben Sie nicht , meine Herren datz das «ine Drohung
fein soll . Ich führe e« deswegen aus . weil, wie mir Berich ,
tet worden ist . dieser Tage in einer Versammlung des Ober¬
landes ein Redner , der ans der Gefangenschaft nach lang¬
jähriger Kriegsteilnahme zurnckgekehrt war , ausführte , er habe
in der Gefangenschaft im AnSlarche lange im Gefängnis ge¬
sessen. »nd er werde von seinem Treibe« und von keiner Agi¬tation nicht Abstand nehme« , selbst wenn er in Deutschland
Zuchthäuser aufsuchen müßte . Meine Herren , das ist der Hin¬weis darauf , wohin die Arbeit zielen soll . Wir werden dem zu¬
nächst nicht folgen. Aber wir möchten den Herren von dieserStelle aus

«ine Warnung znrnfen
datz man fo beim besten Willen die Dinge nicht treiben lassenkann, wenn wir nicht jetzt vor Toresschluß, nachdem' die Dinge so¬weit gut gediehen sind , noch einmal der Gefahr des Zusammen .
Bruches ausgesetzt sein wollen. Ich habe Ihnen schon gesagt :
Wir haben jetzt 9, annähernd Ist Monate hinter uns und haben,wenn wir ruhig überprüfen , ein großes Stück Arbeit zur Wie.
dererringung der Ruhe , Ordnung und Disziplin nnd des Glau «
benS an den Staat geleistet . Jetzt kommt die große Krisis ,die Kohlennot im nächsten Winter , die schwere Erschütterungen
bringen wird, und die Kommunisten, die auch bei den Landwir¬
ten ihre Flugblätter verbreitet haben , . sie sollen nur ihre For¬
derungen stellen", dieselben Kommunisten, die in den Städten
Flugblätter verbreiten , . die Arbeiter sollen - ie hohen LebenS-
mittelpreise nicht zahlen "

, dieselben Kommunisten werden die¬
sen Winter kommen und werden die Kohlennot für ihre Zwecke
ausschlachten. Ich meine, niemand von Ihnen und auch nie¬
mand von denen, die harte Worte gegen uns gebrauchen, wird
Wollen , daß in diesem Zusammenhang aus Mangel an Le»
bensmittelzufuhr in den Städten Komplikationen entstehen,deren wir nicht mehr Herr werde» können! Wohin es führen
müßte , habe ich schon gesagt.

Deshalb , meine Herren : Wir stehen hier vor Ihnen mit
dem ruhigen Gewisse«, unsere Schuldigkeit getan zu haben ,
nicht als Parteimänner ! Glauben Sie , wenn wir als Partei¬
männer in der Regierung hätten arbeiten wollen , wären wir
besser draußen geblieben und hätten diese Zeit zur Agitation
benützt, so wie eS di« Kommunisten und andere tun . DaS In¬
teresse des Vaterlandes stand uns höher als Parteiinteressen .
Und ich von meinem Standpunkte aus darf sagen : Wir haben
mehr geopfert, als manche wissen und glauben können ! Ich
weiß, die alten landwirtschaftlichen Organisationen müssen
jetzt auch Opfer bringen , weil fie zur Stange halten . Ihne «
wird zum Vorwurf gemacht , daß fie sich einlullen und vor Auf¬
gaben Vorspannen lassen , die nicht Aufgaben der Landwirtschaft
sein könnten, und ähnliches. Ich weiß, das kostet Opfer in der
Organisation und schafft furchtbare Schwierigkeiten. Mer ich
möchte den landwirtschaftlichen Organisationen zurufen : Stel¬
len Sie über diese Gefahren und über die hier drohende Schä¬
digung Ihrer eigenen Interessen die große Rot der Vaterlandes
und daS Interesse des Vaterlandes ! Ich bin überzeugt davon ,es kommt auch für Sie die Stunde wieder, wo die Landwirt
schaft einfieht : Es war doch gut, Ruhe zu halten und jetzt nocheinmal diese paar Monate in gemeinsamer Arbeit zu überwin¬den.

Das . meine Herren , wollte ich Ihnen dom Standpunkte der
Regierung und vom Standpunkte des Ministeriums des In¬nern aus sagen. Ich lade Sie nun ei«, mit uns in eine DiS-
kusfion darüber einzutreten .

Ikommunslpolit . Rundlcksu .
Mieterschutz .

Von Stadtrat und Stadtsyndiku» Loeb « r , Kassel.
RX . Nachdem die Mieterschutzverordnung vom SS.Juli 1917, materiell rechtlich wie in Prozessualer BeziehungNeuland betteten- , erst 14 Monate in Geltung gewesen, erfuhrfie bereits Lurch die Bekanntmachung des BundeSraiS vom23. September 1818 durch Erweiterung der Befugnisse der

MieteiniguugSämter eine wesentliche Änderung ; neunMonate später erging auf Grund des Gesetzes über die der .
einfachte Form der Gesetzgebung für die Zwecke der Übergangs -
Wirtschaft vom 17. April 1918 die Verordnung zum Schutze derMeter dom 22. Juni 1819. die eine weitere Ausdehnung der
Befugnisse gibt, und nunmehr wird aus Weimar gemeldet
(vgl. «Kasseler Tageblatt ", Abendausgabe vom 29 . Juli 1919),daß folgende Anfrage an die Reichsregierung gerichtet worden
ist : » . Die Zusammensetzung der MieteiniguugSämter , deren
Beisitzer durch die Magistrate ernannt werden, und die nicht¬
öffentlichen Verhandlungen dieser Ämter haben in der Bevöl¬
kerung großes Mißtrauen gegm» die Tätigest der Mieteini -
gungsämter Hervorgerufe« , durch da» ihr Wert nicht unbe-
- tz >

* Zeitungsnachricht«« zufolge hat das Reichsjustizamt in-
zwischen eine Antwort gegeben, die in der Richtung obiger
Ausführungen gipfelt, in der aber erneute Prüfung der Lu-
gelegenheit zugesiigt wird.

brate »v heen- gesetzt «iriL Ut die Reichs « g^ rung her eit. eine
Reform der Mieleinm unzOüntter riuzuführe «. durch die diebeide«fettigen JwtereAe« >ereinisllngen , Mieter , und Ha« -
besitzervcrerne, dort, wo fie bestehen , zu VorschWgen für die
Besetzung - er Mieteiniprngsämtcr aufgefordert und die Bei¬
sitzer «uf Grund dieser Vorschläge ernannr werden, und durchdir di« Lfsenttichreit der Verhandlungen vor den Meteini »
gungLämiern eingefühvt wird?

Ans Grund der praktischen Erfahrungen , die ich als Vor¬
sitzender eines großstädtischen MieteinignugSamteS gesammelt ,kan» ich. in der Annahme, daß die Meldung zuirisft. nicht um¬
hin, Bedenken gegenüber der Anfrage z» erhebe».
Der Interpellant behauptet. 1 . daß großes Mißtrauen «ege»
die Tätigkeit - er MieteiniguugSämter iu - er Bevölkerung her -
Vorgerufe« und dadurch ihr Wert nicht unbedeutend heradge.
setzt ist, 2. daß dies nur auf die Zusammensetzung der Mieteini -
gungsämter und auf die nichtöffentliche Verhandlung zurück»
zuführen ist. Bei Erlaß der ersten Mieterschutzverordnung
erhob sich zwar ein Staunen ob der Neuheit und Eigenartigkeit
mit der der Gesetzgeber sich an eia schwieriges Problem heran ,
begab, und es betrachteten Vermieter und Mieter dies neu¬
artige Gebilde - es MieteimgungsamteS mit verschiedenen Emp.
findungen , die Mieter erfreut über die sich ihnen bietende
Hilfe in Gefahr , die Vermieter mit dem Gefühl der Abwehr
gegen einen Eingriff in ihre Vertragsmäßigen und gesetzlich«
Rechte ; daß aber diese verschiedenen Empfindungen sich schließ
lich derartig zueinander gefunden haben sollten, daß sestgesteÄ
werden kann , - atz ;n der Bevölkerung großes Mißkauen gegendie Tätigkeit der Mieteinii^ igsämter besteht , möchte ich, we¬
nigstens in dieser allgemeinen Fassung , in Zwerfel ziehen .
Nach meinen Beobachtungen bin ich, wie ich bereits an andererStelle kvgl . „Deutsche Gemeindezeitung " vom 19. Mai 191 »
Nr . IS) ausgeführt Hab«, - er Meinung , daß sich die Einrich¬
tung der Mictei uigungsämter bewährt Hot ; Mißtrauen ist mir
nur iu geringem Maße begegnet. Als Vorsitzender des Amtestn vielen Sitzungen habe ich, abgesehen von einzelnen Aus¬
nahmen , aus den Verhandlungen das befriedigende Gefühl
mitgenommen , daß beide Parteien , Vermieter nnd Mieter , Der ,
kauen zu uuL gewonnen hatten , nnd auch in der Öffentlichkeitwurden Klagen im allgemeinen nicht laut ; sollten andere
Ämter nicht ähnliche Erfahrungen gemacht haben?

Wenn nun «IS Ursache des Mißtrauens zunächst dir Zu¬
sammensetzung der Ämter , insbesondere der Um¬
stand bezeichnet wird, daß - ie Beisitzer durch die Magistrate
gewählt « erden, so ist hervorzuheben, daß nach dem geltende»
Recht die Wahl der Beisitzer durch die Magistrate nicht zu er -
folgen braucht . Die Mieterschutzverordnung gibt über die
Stelle , die die Beisitzer zu berufen hat, keine Vorschriften, sie
verlangt nur , datz der Vorsitzende zum Richteramt oder zumhöhere« Verwaltungsdienst befähigt fein muß , und daß die
Beisitzer , mindesten« zwei an -er Zahl , zur Hälfte dem Kreiseder Hausbesitzer, zur ^ Hälfte dem der Mieter anzugehören
haben , und daß daS Nähere die LcmdeSzentralbehördebestimmt.
Auch dir erste Bekanntmachung, bettessend die alten Eini -
gungsänrter ohne rechtsprechende Befugnisse vom 15. Dezember1914, auf der die Mieterschutzverordnnngbasiert, enthält keine,wettere Bestimmungen . Da in Preußen die Landeszenttal -
behörden dieserhalb keine Anordnung erlassen hat , so haben e»
hier die Gemeinden in der Hand, darüber zu beschließen , wer .die Mitglieder beruft . E« können zwar die Magistrate die»
Recht eingeräumt bekommen, e» muß dies aber nicht der Fall
sein ; ich glaube » daß häufig die Stadtverordnetenversammlung
sich dies Recht Vorbehaltenhaben wird . Rach dem in Kassel gel¬tenden Ortestatut wählt z. B . der Magistrat nur den Vorsitzende»und seine Stellvertreter » die Stadtverordnetenversammlung ,dagegen die Beisitzer, eS kann der Magistrat VorschlägeKasseler die Interessen der Vermieter oder Mieter vertretende »Vereine oder wirtschaftlichen Korporationen einziehen und vou-der Wähl - er Stadtverordnetenversammlung vorlegen, dieallerdings an die Vorschläge nicht gebunden ist ; es sind aberauch in Preußen schon nach dem jetzt geltenden Recht — obanderswo die LandeSzenttalbehörden einengende, Vorschriften,erlassen haben , ist mir nicht bekannt — andere Arten derBerufung zulässig, es kann also hier bereits nach dem Vor¬
schlag des Interpellanten verfahren werden. Wird man übri .gens da , wo die Magistrate durch OrtSstatut das Recht derBrufung eingeräumt erhalten haben, allgemein sagendürfen , daß hierdurch Mißtrauen erregt wird, sollte»dl« Magistrate allgemein so wenig Vertrauen beider Bevölkerung genießen ? Empfiehlt es sichnun wirklich, das vom Interpellanten vorgeschlagene Verfahren ,das , wre gesagt, schon jetzt möglich ist, obligatorisch zu machen»Dies wurde eine Auflösung der Ämter und eine Neuwahl be¬deuten ; neue Beisitzer würden in di« Ämter einziehen , ist die»erwünscht ? Die Materie , die die Ämter zu bearbeiten halbemist mcht leicht . Bei dem wetten Spielraum , den der Gesetzgeberdem Richter für seine Entscheidung mit Recht gelassen, bei denmancherlei offenen Fragen , die die Mieterfchutzverordnuna läßt ,hat sich be, den einzelnen Ämtern im Lause der Zeit — die Sltv-ften Ämter sind jetzt 2 Jahve all — eine feste Praxis gebildet,die durch Neuwahlen gefährdet werden würde ; die neuen Man .ner müßten sich erst eiuarbeiten und Erfahrungen sammeln, wa»auf Kosten der Parteien gehen würde. Ich meine, daß eS fürdie Parteien im allgemeinen besser sein wird, wenn es bei de »bisherigen Zustand bleibt. Da , wo wirklich Mißstände bestehe » ,sind die städtischenKörperschaften schon jetzt in der Lage, durchÄnderung der statutarischen Bestimmungen Wandel zu schaffe^An dem guten Willen der städtischen Körperschaftenhierzu wirdman nicht zweifeln können , an ihrer Fähigkeit desgleichen nicht.Und nun die Öffentlichkeit des Verfahrens . Wrhaben in Deutschland die Öffentlichkeit des geruchlichen Versah.renS grundsätzlich. DaS erscheint uns selbstverständlich und ist

gut so, wenn auch - ie forensische Erfahrung zeigt , wie peinlich,,a, geradezu grausam fie für die Parteien und die Zeugen wer¬den kann . Aber es war weise, daß für dieses Sondergericht derGesetzgeber seinerzeit eS wagte, von dem Grundsatz der Offen- ,
lichkcit abzuweichen und daher auch bei den späteren Novelle»hierbei verblieb . In der amtlichen Begründung zu dem End.
Wurfe der ersten Verordnung vom 28. Juli 1917 ( „Deutsch« :Reichsanzeiger ", Nr . 178) heißt es : „Bei der Entsendung de«
Einigungsamtes find alle Umstände in billiger Weise gegen¬einander abzuwägen . Dabei ist zum Beispiel zu berücksichtige»,daß eine angemessene Mietstergerung oft geboten ist, um de»
Hausbesitzer über die Schwierigketten hinwegzuhelfen, die ihminfolge der Erhöhung sämtlicher Preise, der Hcraufsetzung de«
Hypothekenzinsen sowie der Steigerung der Hausunkosten wäh .rcnd des Krieges möglicherweise erwachsen sind . Auf der ande¬ren Seite werden - ie bestehenden Umzugsschwierigketten sowieder Gebrauchswert , den die Wohnung für den Mieter hat, in
Betracht kommen. Auch die persönlichen und wirtschaftliche «
Verhältnisse beider Vertragsteile werden unter Umständen nicht
unberücksichtigt blekben können."

An diese Richtlinien müssen sich die Ämter bei ihrer so
schweren Aufgabe deS SuchenS nach einer gerechten Entschei¬
dung halten , sie müssen es, auch wenn fie hierzu gesetzlich nicht
verpflichtet find. Der Vorsitzende wird, wenn eS sich um Er¬
höhung de» Mietzinses handelt , nicht umhin können , nicht nun
die Rentabilität de» Hauses zu prüfen, sondern auch, jn schonen¬
der Weise, den wirtschaftlichen Verhältnissen der Parteien nach¬
zugehen , denn eS ist zulässig und billig, datz unter den obwat
tenben Umständen eine Erhöhung der Mieten abgelehnt wir- -
wenn auch die Rentabilitätsberechnung eine solch, fordert . fakS
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sstig, dk 'des Mieters übet bedrängt sind, und er eins andere ,
seiner finanziellen Leistungsfähigkeit entsprechende ' WvhttSn^
nickt finden kann, und umgekehrt, bei wirtschaftlich schwachen
Vermietern und zahlungskräftigen Mietern ist eise Herauf -

-setzung Möglich, vorausgesetzt, daß der objektive Mietwert nicht
-äidorschritten wird, auch wenn das Haus sich schon ohnedies ren .
'tiert . Erörterungen in solcher Richtung führen oft zu einem

Aeide Teile hefriedigendeniVergleich-, soll ein deravtiges Verhan¬
deln zukünftig in ahxr Öffentlichkeit erfolgen ? Wer hat einen
-Vorteil hiervon ? Sollen die unerquicklichenDinge , die oft genug
ovorgetragen werden, um einen Mieter als lästig zu kennzeich¬
nen , der . aus der Wohnung zu entfernen sei, öffentlich vorge-
!tragen werden ? Soll wirklich der Hausbesitzer, der von einem

Recht Gebrauch machen will , das ihm an sich nach Gesetz und

Dcrtrag zusteht , das nur die Not der Zeit im Interesse der All-

Gemeinheit ihm eingeschränkt hat , gezwungen sein, seine Ver¬

hältnisse womöglich vor allen seinen Mietern und vor der

Nachbarschaft darzulegen ? Soll etwa der Mieter sich in die Lage
- erseht sehen,

'
seine Nöte, seine finanziellen Sorgen öffentlich

preiszupeben ? Ich glaube, man würde beiden Parteien hiermit
leinen Gefallen tun . Die Vergleichverhandlungen nehmen oft

fden Charakter einer vertraulichen , versöhnlichen Aussprache an ;
Wirkungen auf das Gemüt kommen in Frage , daS läßt sich nur
in kleinem Kreise ermöglichen, stehen hinter den Parteien im
Sitzungssaale andere , so treten sie unsichtbar zwischen sie und
verhindern lcickt, daß sich Fäden gegenseitigen Verstehens von
Lein einen zum anderen spinnen . Ich bin daher der festen
Überzeugung , daß die Vorteile, die sonst die Öffentlichkeit als
Kontrollorgan bietet, hier von den Nachteilen erheblich über ,

wogen werden ; es kommt noch hinzu , daß auch schon dadurch
eine Kontrolle geschaffen , daß im Amte Vermieter und Mieter
Sitz und Stimme haben. Man laste deshalb die Einrichtung
Ler Ämter so , wie sie nun ist . Auch wenn , wie ich behaupte,
ein allgemeines Mißtrauen gegen die Ämter schwerlich
wird fesigestcllt werden können, sie werden vom Ver¬
mieter als lästig empfunden^ und das ist zu
versieben, als lästig, auch wenn man die Verhandlungen
öffentlich und die Beisitzer jn anderer Weise wie bisher gewählt
sind. Die neueste Novelle sieht ihre Auflösung bis zum 31 . De-

zcuiber ISA) vor. ob diese bis dahin möglich , steht dahin. Es
wäre für alle Beteiligten ein Glück, wenn die Verhältnisse sich
so gestalteten , daß es der Fall sein könnte, nicht zum min¬
desten auch für die geplagten Richter des Amtes .

WadLkbe Leitungsttirnmen .
Zum sozialdemokratischen Parteitag in Karlsruhe

schreibt das „Heidelberger Tageblatt " : „Wer sich der Mühe
unterzog und die zahlreichen Anträge zum Parteitag durch!«»,
- er war wohl daraus gefaßt , daß es auf dem Parteitag zu
heftigen Auseinandersetzungen kommen würde , da eine Reihe
dieser Anträge ziemlich heftige Kritik übte . Tatsächlich aber
ist der außerordentlich gut besuchte Parteitag verhältnismäßig

Guhig verlaufen , und er hat beendet mit einem einstimmigen
Vertrauensvotum für die Mitglieder der Landtagsfraktion
und der Reichstagsfraktion , sowie für die Mitglieder der badi¬
schen Regierung . Im demokratisch-parlamentarische » Staate
haben Tagungen der Parteien , die die Regierung bilden»
naturgemäß eine ganz andere , viel höhere Bedeutung , wie
früher . Die Tatsache, daß sich z . B . die sozialdemokratischen
Mitglieder der badischen Regierung fest auf das Vertrauen
ihrer eigenen Partei stützen können, ist von nicht zu unter¬
schätzenden Werte für die gesamte innere Politik des Landes .
Der durch Mäuner , wie Frank und Kolb, begründeten Tradi¬
tion der badischen sozialdemokratischen Partei folgend, hat der
Parteitag auch diesmal eine solche Haltung eingenommen , daß
das Zusammenarbeiten mit den beiden arüeren Regierungs¬
parteien nach wie vor gewährleistet ist. Der Parteitag hat
sich aber auch ferner in entschiedener Weise festgelegt auf die
Prinzipien demokratischer Ordnung und sozialen Ausgleichs,
das heißt also auf Prinzipien , die im Rahmen der Gesamt¬
politik auch dem erfreulich erscheinen werden , der die soziali¬
stischen Tendenzen selbst bekämpft. ES verdient auch heute
« och, zwei Tage nach Schluß der Tagung , betont zu werden,
- aß der Verlauf des Parteitages sonach ein für die inner¬
politische Entwicklung unseres Landes günstiger gewesen ist,
und daß das Gefühl , Regierungspartei zu sein und die ent -

sprechende Verantwortung zu tragen , auch in weiteren Krei¬
sen der sozialdemokratischenPartei mehr und mebr zu erstarken
beginnt .

" _

Zur Rede des französischen Finanzminister »

bemerkt das „Nene Mannheimer Bolksblatt " :

„Es ist ja gewiß noch nicht eine ausgemachte Sache, daß
Deutschland tatsächlich den horrenden Schuldbetrag , den der

französische Finanzminister nannte , zahlen muß . Aber bei dem

Bestreben , insbesondere Frankreichs , Deutschland und da»
- rutsche Volk in Zukunft wirtschaftlich möglichst niederzuhal¬
ten , werden wir uns ja auf das Schlimmste gefaßt macheu
müssen. Die deutsche Regierung hatte seiner Zeit als einen
einmaligen Höchstbetrag eine Summe von IVO Milliarden an -

aeboten . Jetzt verlangt Frankreich für sich allein fast da»

Vierfache dieser Summe , und einschließlich der Zinsen mehr
als das Biereinhalbfache. Jn diesen Beträgen ist der AntrÜ,
den wir an die übrigen Mitglieder der Entente zu zahlen
hätten , noch nicht einmal mit eingerechnet. Der französische
tzinanzminister Klotz hat den von Deutschland an alle Mitglie¬
der des Ententebundes zu zahlenden Schuldbetrag einschließlich
von 5 Prozent Zinsen auf 874 Milliarden Goldfranks berechnet.
Gei dem heutigen Stande der Valuta müßte diese Summe
mir 3 multipliziert werden, so daß die phantastische Ziffer
von etwa Billionen Mark herauskäme . Es ist natürlich
gar kein Gedanke daran , daß jemals ein solcher Betrag auf¬
gebracht werden könnte. Selbst wenn man uns für 30 Jahre
hinaus zu Knechten machte, die nichts anderes als Fetzen am
Leibe trügen und die im Schweiße ihres Angesichts dem Ar¬
beitsjoch srohnden müßten , wäre kein Gedanke daran , daß
dieses Joch abgeschüttelt werden könnte. Vernünftigere Stim¬
men in Frankreich sehen das auch durchaus ein . Die soziali¬
stischen Zeitungen erheben Einspruch gegen die Ungeheuerlich-
leiten dieser Forderungen . Es wäre aber die falscheste Spe¬
kulation , die wir betreiben können, wenn wir auf derlei Stim¬
men auch nur die leiseste Hoffnung setzen wollten . Wir haben
<es ja gerade hinsichtlich Frankreichs im Laufe des Krieges
wiederholt beobachten können , daß die französische sozialistische
Partei einen nur geringen Einfluß besitzt. Und mit plato¬
nischen Redensarten ist uns nicht zu helfen . Die gegnerischen
Forderungen sind ganz von jenem Geiste diktiert, der kenn-

zeichnend für den Versailler Friedensvertrag ist. Mit solchem
Geiste läßt sich aber die Welt nicht erneuern ! Was in Paris
vusgetüftelt wird, ist nur Material für diejenigen umstürz -

lerischen Elemente , welche die Idee predigen , daß erst einmal
der ganze Weltkapitalismus vom Erdboden hinweggefegt wer¬
den müsse , ehe man eine neue Staatsgemeinschaft aufrichten
könne. Solche Entwickelungen — die Geschichte ist dafür ein
ernster Lehrmeister — schreiten schnellt Wir aber wollen ern
Kaliwerk gegen neuen, nur umso furchtbareren Umsturz in
einer sittlichen Erneuerung der ganzen menschlichen Gesell-

schuft auf der Grundlage von Recht und GerechttgkÄt. Die -

Dem Streben dient da» gegnerische Begehren freilich mcht, Es

liegt ferne von uns , um Gnade zu betteln , es ist «Mr unsere
Pflicht, die Welt daran zu erinnern , daß sie im Gistste von
Paris und Versailles Totengräberarbeit an der menschlichen
Gesellschaft leistet."

- n -
. ' - - !-»? ,

DK hohen Obstpreis«. , .st

Den „Markgräfler Nachrichten" wirh von einem L-bstzüchbr
geschrieben :

„Nach den neuen Bestimmungen soll bekanntlich für das

Herbstobst von Höchstpreise » abgesehen und das Obst ganz der

Zwangswirtschaft entzogen werde«. Da » ist gewiß zu begrü¬
ßen, aber die Obsterzeuger sollten auch zeige», daß sie diese
plötzlich wiedergegebene Freiheit vertragen könne» und nicht
durch unsinnige PreiSforderuagea wieder neue Zwa .ugsmnß -

nahmen heraufbeschwöre». Schon jetzt macht sich als Holge der

Befreiung von der Zwangswirtschaft ein Anziehen der Preise
geltend, und es ist zu befürchten, daß ähnlich wie behg Leder-

Handel der freie Verkehr nicht eine Verbilligung , sondern eine
maßlose und ungerechtfertigte Verteuerung Herbriführt . Wie
Pressemeldungen besagen, hat nun der Landesverband baye¬
rischer Obstvereine als Erzeuger -Richtpreise 40 bi»' SO Pfg .
für Tafelobst, 25 Pfg . für gepflückte » gutes Wirtfchaftsobst
und 15 Pfg . für Gelee- und Schüttelobst als ausreichend er¬
achtet. Diese Preise erscheinen mir als Züchter durchaus ge¬
nügend . Leider hört man aber schon von vielen Seiten : Wenn
wir das Obst zu derartigen Preisen abgeben sollen, dann geben
wir es lieber überhaupt nicht ab, sondern machen Most dar¬
aus , da bei einem MostpveiS vom 100 M . per Hektoliter das

Pfund Obst immerhin noch zirka 30 Pfg . einbringt . Das ist
ganz abgesehen von der Erbitterung , die ein solches Borgehen
Hervorbringen muß, durchgu» unsozial gedacht . Der Himmel
hat in diesem Jahre die Bäume derart mit Obst überschüttet,
daß er uns damit direkt einen Wink gegeben hat , wo wir aus
dem unseligen BerteuerungSzirkel herauskommen können.
Hier muß und kann endlich einmal eingesetzt werden mit dem
Abbau der Preise . Wer sein Obst wachsen läßt , wie es will,
der ist bei dem diesjährigen überreichen Obstsegen genug be¬

lohnt , wenn er für daS Massenobst 15—AI Pfg . bekommt. An¬
ders ist es mit dem Obstzüchter, dem Fleiß und Mühe bei der

Pflege und Sortenwahl des Edelobstes und die Sorgfalt in
der Verpackung nach Gebühr bezahlt werden sollen. Das wird

auch der Käufer verstehen und billigen, und «S entspricht durch¬
aus auch den Bestrebungen der Obstzüchter, daß nicht die Be¬

quemlichkeit und der Hang der Gleichgültigkeit in der Be¬

handlung von Obstbäumen noch dadurch belohnt werden, daß
man im Bausch und Bogen Einheitspreise schafft . Da » ist der
Ruin deS OualitätsobstbaueS , der seit 1003 in der Markgraf¬
schaft , namentlich in Müllheim und Umgebung so riesenhafte
Fortschritte machte. Die Obstbauvereine , die zusammen mit
der Badischen Obstverwertungsgesellschast überall den Obst-

handel in die Hände nehmen werden , sollten vor allem ihr
Augenmerk darauf richten, daß der Bogen bei der Preisfest¬
setzung nicht überspannt und daß soziales Verständnis für die
Nöte unserer Zeit gezeigt wird . Geschieht das nicht, so läßt
sich im Augenblick vielleicht etwas mehr papierenes Geld ver-

dienen, auf die Dauer wir- sich eine solche Preispolitik aber

bitter , bitter rachen *

Staatsanzeiger .
Das Staatsministerium hat unterm IS. August Ü. I . dem

a . o. Professor an der philosophischen Fakultät der Universität
Gießen vr . Albert Pepplet die etatmäßige Stelle de» Meteora -

logen bei dem Zentralbür » für Meteorologie und Hydrographie
mit dem Range eiue» HilfSrefereuten bei der Oberdirektwn des

Wasser- und Straßenbaues übertragen .

Das Staatsminiskrium hat mit Entschließung vom 30.

August d. I . die Kollegialmitglieder der Zoll- und Steuer¬
direktton. Geheimen Finanzrat Georg Zimwermana und Fi¬

nanzrat Albert Kirchgähner, zu Vortragenden Räten im Fi¬
nanzministerium ernannt .

DaS Staatsministerium hat mit Entschließung vom 30.

August d . I . die Finanzaffefforen Ernst Mümpfer , Otto Rhein -

beldt und Franz Gettwald zu zweiten Beamten der Finanzver »

waltung ernannt .
DaS StaatSministerium hat mit Entschließung vom 30 .

August d. I . den RechnukgSräten Karl Sautuer , Anton Kilb,
Friedrich Bueb und den Kanzleiräten Adolf Hüther und Oskar

Metz»er bei der Zoll- urch Steuerdirektion die Stellen von

Bureauborstehern übertragen .

Das Staatsminiskrium hat mit Entschließung vom 30.

August L. I . den zweiten Beamten , Oberskuerinspektoren
Hugo Müller in Stühlingea , Franz Beschert in Schafshausen
und Oskar Erhardt in KarlSrrche die Stellen von Inspektion »-

beamkn bei der Zoll- urtd Steuerdirektion übertragen .

Mit Entschließung des StaatSminiskriumS vom 80. August
b . I . wurde dem RechnungSrat Peter Junghan » die Stelle
eines JnspekttonSbeamten bü der Eisenbahnabteilung de» Fi¬
nanzministerium » übertragen .

DaS Staatsministerium hat unterm 30. August d. I . be¬

schlossen, den Studieurat Gustav Boldt am Gymnasium in

Manrcheim auf fein Ansuchen auf 1. Oktober d. I . in den

Ruhestand zu versetzen.
Das Staatsministerium hat den Oberbausekretär Max Mar¬

ti» bei der Forst- und Tiomanendirektiou auf sein Ansuchen
in den Ruhestand versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm S. September d. I .
den Berwaltungssekretär Karl Müller beim Bezirksamt Frei¬

burg zum OberverficherungSamt Freiburg versetzt. - Z.

Höchstpreise für » arteffeln betr .

I . Aus Grund des 8 4 Absatz 2 der Verordnung des ReiöP -

ministermms vom 15. Juli ISIS über die Preise für landwirt¬

schaftliche Erzeugnisse und für Schlacht- und Nutzvieh (Reichs¬
gesetzblatt Seite 847) wird mit Zustimmung des ReichSernäh-

rungsministers der Höchstpreis für einen Zentner Kartoffeln
aus der Ernte ISIS l« im Verkauf durch den Erzeuger , falls die

Lieferung nach de» 14. September ISIS erfolg , auf 7 M. 50

Pf . festgesetzt. Dieser Preis schließt die Kosten der Anfuhr

zur Verladestelle des Versandortes sowie des Einladen » : in den

Eisenbahnwagen oder daS Schiss ein. sci

Dl . Auf Grund de» 8 4 Absatz 3 der genannten Verordnung
werden mit Zustimmung der Reichskartoffelstelle die Preise für
den nach dem 14. September ISIS stattfindenden Verkauf von

Kartoffeln aus der Ernte ISIS durch de» Erzeuger «ttmittel-

bar an de» Verbraucher wie folgt festgesetzt :

1. Beim Verkauf in Mengen bi» zu 12 Zentnern (beim Ver¬

kauf in Mengen über 12 Zentnern gelten die Bestimmungen
unter H :

kv -> snuÜMsuL. -in -trv« nHülcknütS r« l»» »g lrttM M

n) ab Äcker oder Keller auf höchsten» 7 M . 25 Pf . für
de» Zentner ; , / /

b) frei Verladestelle , des Versandortes einschließlich dev

Kosten des Einladens - daselbst auf höchsteüS 7 M . HO Pf «

H für hen Zenttrer ; . , , V ,
«

2. bei Lieferung der Kartoffeln durch den Erzeuger vor da»

HauS des Verbrauchers ohne Rücksicht darauf , in welchen Men¬

gen die Kartoffeln geliefert werden, auf höchsten» 8 M . 30 Pf ,
- für den Zentner .

III . Die Preise sind Höchstpreise im Sinne des Gesetzes be¬

treffend Höchstpreise . Wer höhere Preise als die Höchstpreise
fordert oder sich oder einem anderen gewähren oder versprechen
läßt , wird auf Grund der Bundesratsverordnung , vom 8. Mai
1918 gegen Preistreiberei (Reichsgesehblatt Seite 396 ) bei vor¬

sätzlicher Zuwiderhandlung mit Gefängnis und mit Geldstrafe
bis zu 200000 M . oder mit einer dieser Strafen , bei fahrlässi.

ger Zuwiderhandlung mit Gefängnis bis zu einem Jahre und

«nt Geldstrafe bis zu 60 000 M . oder mit einer dieser"Strafen
bestraft . Wer wegen vorsätzlicher Zuwiderhandlung zweimal
mit Gefängnis bestraft worden ist, wird beim drittenmal mit

Zuchthaus bis zu 5 Jahren , bei mildernden Umständen mit

Gefängnis nicht unter einem Monat besttast ; daneben wird

auf Geldstrafe bis zu 500 000 M . erkannt .

DK gleichen Strafen treffen denjenigen, welcher vorsätzlich

zu der Zuwiderhandlung auffordert , anreizt oder sich erbietet .

Reben der Strafe wird ein Betrag eingezogen, der dem über
den Höchstpreis erzielten Erlös entspricht. Neben der Strafe
kann ferner auf Einziehung der Gegenstände erkannt werden,
auf die sich die strafbare Handlung bezieht (ohne Unterschied,
ob sie dem Täter gehören oder nicht) . Reben Gefängnis kann

ans Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden ; ne¬
ben Zuchthaus ist auf diesen Verlust zu erkennen . Neben der

Strafe kann schließlich angeordnet wercken, daß die Verurtei¬
lung auf Kosten des Schuldigen öffentlich bekannt zu mache«

ist ; bei einer zum dritten Mal erfolgenden Bestrafung muß
dies angeordnet werden.

>NpKarlsruhe , 11 . September ISIS .
Ministerium de» Inner ».

Remmele . >Or . Kelterer .

- Bekanntmachung
Nr . IV. 110/8. IS.

Mit Zustimmung der Reichsstelle für Textilwirtschaft wird

folgendes bekannt gemacht:
« rtkel I .

1 . Die Bekanntmachung Nr . IV. 10/3 . IS über Beschlag¬
nahme und Bestandserhebung der deutschen Schafschur und
des Wollgefälles bei den deutschen Gerbereien vom 1 . 3. IS»

2. die Bekanntmachung Nr . IV. 20/3 . IS, betreffend Be.

schlagnahm« von reiner Schafwolle , Kamelhaaren , Mohär ,
Alpaka, Kaschmir sowie deren Halberzeugnissen und Abgän¬
gen vom 1 . 8. IS,

3. die Bekanntmachung Nr . IV. 30/3 . IS über Beschlag¬
nahme von Web-, Trikot -, Wirk- und Strickgarnen vom
1. 3. IS,

4. die Bekanntmachung Rr . IV. 40/3 . IS über Beschlag¬
nahme und BestandSerhöbung von Torffasern (Blattscheiden
von Eriophorum ) vom 1. 3. IS,

5. die Bekanntmachung Nr . >V. 50/3 . IS über Beschlag¬
nahme und Meldepflicht von gesammelten rohen Menschen¬
haaren vom 1. 3. IS,

6. die Bekanntmachung Nr . IV. SO/5. 1V, betreffend die
Abänderung die Bekanntmachung Rr . IV. 10/8. IS über Be¬
schlagnahme und Bestandserhebung der deutschen Schafschur
und de» Wollgefälles bei den deutschen Gerbereien vom
IS . 5. IS,

werden hiermit aufgehoben .
Artikel II .

Die bis zum 28 . August ISIS einschließlich auf Grund der
Bekanntmachungen der Reichsstelle für Textilwirtschaft D. 7V
und D. 80 vom IS . März ISIS in Verbindung mit den Be-
kanntmachungen IV. 10/3 . IS, IV. 20/3 . IS, IV . 30/3 . 1»,
IV. 40/3 . IS, IV. 50/8 . IS, IV. 90/5 . IS erfolgten Einzel -
beschlagnahm en bezw. eingeleiteten Enteignungen bleibe»
rechtswirksam.

Artikel III .

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 2S. August ISIS i«
Kraft .

BerlZ -n , den 28. August ISIS .
Reichswirtschaftsstelle für Welle.

Der Vorsitzende : Avelli »

Ernennungen , Versetzungen. Zuruhesetzungenre .
- er etatmäßige « Beamten - er

G-Haltstarifabtrilungen tt bis L
sowie

Ernennungen, Versetzungenre .
T von nichtetatmäßigen Beamten .
ck
im Aus dem Bereiche des Ministeriums der Justiz .

Ernannt :

^ i L̂ufsther Johann Frichnrr beim LandesgescingniS Mannheim zum Se -

f̂ftügenwart beim Amtsgericht Weinhcim.

' Aus dem Bereiche des Ministeriums des Inner «.
nrs'

— Berwaltungshof . —

s Anrnhrgesetzt ans Ansuchen :

Werkmeister Ludwig Döbele bei der Heil- und Pklegeanflalt Jlkena».

Aus dem Bereiche des Ministeriums der Finnnzeu .

— Forst - und Domänendirektio «. —
« ersetzt :

den « iiterauffeher und Schreibforstwart Xaver Mrichle in Heudorf

« mt Stockach als Süterausseher und Schreibforstwart nach Kenzingen.

's! An de« Ruhestand »ersetzt :

auf t . Oktober d. I . auf Ansuchen den Bureauafststenten Franz Ltnl

tn Rappenau.

lival Xarkl'uk«
vrt bi, ü- itur (»uclt Nü« - «a) jecker dlitt-lachule.— VLrktig-

raaarvraisea mchulgelcklrei .— Lmpkeltlnngeu im kroop^ t.—

Kd«, Semtrer (1892/07 blitvorsNcnck E lmtitnt Leckt. —
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